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Zweck, Art und Umfang der Erhebung
Die Agrarstrukturerhebung ( ASE ) wird im Frühjahr 2016 als 
Stichprobe bei höchstens 80 000 landwirtschaftlichen Betrie-
ben und als allgemeine Erhebung durchgeführt. Ziel der Erhe-
bung ist die Gewinnung umfassender, aktueller, wirklichkeits-
getreuer und zuverlässiger statistischer Informationen über die 
Betriebsstruktur sowie die wirtschaftliche und soziale Situation 
in den landwirtschaftlichen Betrieben. Die Daten dienen dazu, 
den Strukturwandel in der Landwirtschaft zu erkennen und auf  
seine Ursachen hin untersuchen zu können sowie Ernte- 
mengen zu berechnen und vorauszuschätzen. Die Ergebnisse 
bieten weiterhin für Regierung, Verwaltung, Berufsstand, Wirt-
schaft und Wissenschaft auf nationaler und supranationaler 
Ebene die notwendigen statistischen Grundlagen für Entschei-
dungen und Maßnahmen.

Mit den Ergebnissen werden zugleich die statistischen Anfor-
derungen der Europäischen Union in der EG-Betriebsstruk-
turerhebung abgedeckt. Die Ergebnisse werden auch für 
Planungen und Maßnahmen zu Gunsten der Landwirtschaft 
herangezogen.

Mit dem Erhebungsteil S wird der gesamte Merkmalskatalog 
der ASE in einer Stichprobe bei höchstens 80 000 Erhebungs-
einheiten sowie allgemein in den Bundesländern Berlin,  
Bremen und Hamburg erfasst.

Rechtsgrundlagen
Agrarstatistikgesetz ( AgrStatG ) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17. Dezember 2009 ( BGBl. I S. 3886 ), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05. Dezember 2014  
( BGBl. I S. 1975 ) geändert worden ist,

Verordnung ( EG ) Nr. 1166 / 2008 des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 19. November 2008 über die  
Betriebsstrukturerhebungen und die Erhebung über landwirt-
schaftliche Produktionsmethoden ( ABl. L 321 vom 1.12.2008, 
S. 14, ABl. L 308 vom 24.11.2009, S. 27 ),

Gesetz zur Gleichstellung stillgelegter und landwirtschaftlich  
genutzter Flächen vom 10. Juli 1995 ( BGBl. I S. 910 ), das  
zuletzt durch Artikel 26 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010  
( BGBl. I S. 1934 ) geändert worden ist,

Bundesstatistikgesetz ( BStatG ) vom 22. Januar 1987  
( BGBl. I S. 462, 565 ), das zuletzt durch Artikel 13 des Ge-
setzes vom 25. Juli 2013 ( BGBI. I S. 2749 ) geändert worden 
ist.

Erhoben werden die Angaben zu § 8 Absatz 1 und zu 
§ 27 Absatz 1 AgrStatG in Verbindung mit Anhang III der Ver-
ordnung ( EG ) Nr. 1166 / 2008.

Die Auskunftsverpflichtung ergibt sich aus § 93 Absatz 1  
Satz 1 AgrStatG in Verbindung mit § 15 BStatG. Nach § 93  
Absatz 2 Nummer 1 AgrStatG sind die Inhaber / Inhaberinnen 
oder Leiter / Leiterinnen landwirtschaftlicher Betriebe aus-
kunftspflichtig.

Nach § 11a Absatz 2 BStatG sind alle Betriebe verpflichtet, 
ihre Meldungen auf elektronischem Weg an die statistischen 
Ämter zu übermitteln. Hierzu sind die von den statistischen 
Ämtern zur Verfügung gestellten Online-Verfahren zu nutzen. 
Im begründeten Einzelfall kann eine zeitlich befristete Ausnah-
me von der Online-Meldung vereinbart werden. Dies ist auf 
formlosen Antrag möglich. Die Verpflichtung, die geforderten 
Auskünfte zu erteilen, bleibt jedoch weiterhin bestehen.

Die Antworten sind nach § 15 Absatz 3 BStatG wahrheits-
gemäß, vollständig und innerhalb der von den statistischen 
Ämtern der Länder gesetzten Fristen zu erteilen.

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Aufforderung 
zur Auskunftserteilung haben nach § 15 Absatz 6 BStatG 
keine aufschiebende Wirkung.

Geheimhaltung
Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 BStatG 
grundsätzlich geheim gehalten. Nur in ausdrücklich gesetzlich 
geregelten Ausnahmefällen dürfen Einzelangaben übermittelt 
werden.

Nach § 98 Absatz 1 AgrStatG in Verbindung mit § 16  
Absatz 4 BStatG dürfen vom Statistischen Bundesamt und den 
statistischen Ämtern der Länder an die zuständigen obersten 
Bundes- oder Landesbehörden für die Verwendung gegenüber 
den gesetzgebenden Körperschaften und für Zwecke der  
Planung, jedoch nicht für die Regelung von Einzelfällen,  
Tabellen mit statistischen Ergebnissen übermittelt werden, 
auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen.

Ebenso ist nach § 98 Absatz 5 AgrStatG die Übermittlung 
von Tabellen mit nach Kreisen untergliederten statistischen 
Ergebnissen aus der Agrarstrukturerhebung für Aufgaben der 
Politikfolgenabschätzung für oberste Bundes- oder Landesbe-
hörden an das Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundes-
forschungsinstitut für ländliche Räume, Wald und Fischerei, 
zulässig, auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall 
ausweisen. 

Nach § 16 Absatz 6 BStatG ist es auch zulässig, den Hoch-
schulen oder sonstigen Einrichtungen mit der Aufgabe unab-
hängiger wissenschaftlicher Forschung für die Durchführung 
wissenschaftlicher Vorhaben Einzelangaben zu übermitteln, 
wenn diese so anonymisiert sind, dass sie nur mit einem 
unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und 
Arbeitskraft dem / der Befragten oder Betroffenen zugeordnet 
werden können.

Nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung ( EU ) Nr. 557 / 2013  
der Kommission vom 17. Juni 2013 zur Durchführung der 
Verordnung ( EG ) Nr.223 / 2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über europäische Statistiken in Bezug auf den 
Zugang zu vertraulichen Daten für wissenschaftliche Zwecke 
(ABI. L 164 vom 18.6.2013. S. 16 ) darf Eurostat in seinen  
Räumen oder in den Räumen einer von Eurostat anerkannten 
Zugangseinrichtung für wissenschaftliche Zwecke Einzelan- 
gaben ohne Name und Anschrift zugänglich machen. Nach  
Artikel 7 Absatz 2 der genannten Verordnung darf Eurostat  
darüber hinaus Einzelangaben für wissenschaftliche Zwecke  
weitergeben, wenn diese so verändert wurden, dass die  
Gefahr einer Identifizierung der statistischen Einheit auf ein 
angemessenes Maß verringert wurde. Der Zugang nach  
Absatz 2 kann gewährt werden, sofern in der den Zugang  
beantragenden Forschungseinrichtung geeignete  
Sicherheitsmaßnahmen getroffen wurden.

Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch für Personen, die 
Empfänger von Einzelangaben sind.

Unterrichtung nach § 17 Bundesstatistikgesetz
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Hilfsmerkmale, laufende Nummern, 
Ordnungsnummern, Trennen 
Hilfsmerkmale sind Vor- und Familienname ( gegebenfalls  
Firma, Instituts- oder Behördenname ) und Anschrift der  
Auskunftspflichtigen sowie die Angabe zu Name und Telefon- 
nummer oder E-Mail-Adresse der für Rückfragen zur Verfü-
gung stehenden Person sowie die Identifikationskennziffern 
im Rahmen der Verwendung von Verwaltungsdaten nach § 93 
Absatz 5 und 6 AgrStatG. Sie dienen lediglich der technischen 
Durchführung der Erhebung und werden spätestens nach Ab-
schluss der Prüfung der Angaben vom Fragebogen getrennt 
und in das Betriebsregister übernommen.

Die Vor- und Familiennamen sowie Anschriften der bisherigen 
Bewirtschafter von seit dem Vorjahr erhaltenen Flächen sowie 
der neuen Bewirtschafter von im gleichen Zeitraum abgege-
benen Flächen oder der jeweiligen Eigentümer und die Größe 
und Belegenheit dieser Flächen sind ebenfalls Hilfsmerkmale, 
die lediglich der technischen Durchführung der Erhebung  
dienen. Sie werden nach Abschluss der Erhebung vernichtet 
bzw. gelöscht.

Ordnungsnummern wie die Gemeindekennziffer dienen der 
rationellen Aufbereitung oder werden zur strukturierten  
Ergebnisdarstellung benötigt.

Kennnummer des Betriebes und Betriebsregister
Nach § 97 Absatz 3 AgrStatG wird für jede Erhebungseinheit 
eine systemfreie und landesspezifische Kennnummer ver-
geben, die von den Statistischen Ämtern der Länder in das 
nach § 97 Absatz 1 AgrStatG zu führende landwirtschaftliche 
Betriebsregister übernommen wird. Sie dient der agrarstatis-
tischen Zuordnung der Betriebe.

In das Betriebsregister werden nach § 97 Absatz 2 AgrStatG  
folgende Hilfs- und Erhebungsmerkmale aufgenommen:

–	Name und Anschrift der Inhaber / Inhaberinnen oder Leiter /  
Leiterinnen der Betriebe

–	Name, Rufnummer und Adresse für elektronische Post der 
für Rückfragen zur Verfügung stehenden Personen

–	Betriebssitz und die Bezeichnung für regionale Zuordnungen  
sowie die Lagekoordinaten des Betriebssitzes

–	Art des Betriebes

–	Rechtsstellung des / der Betriebsinhabers / Betriebsinhaberin

–	Größe der Flächen und Tierzahlen, die zur Bestimmung des 
Berichtskreises und der Schichtzugehörigkeit in der Stich-
probe notwendig sind

–	Kennnummer im Statistikregister

–	Beteiligung an agrarstatistischen Erhebungen

–	Tag der Aufnahme in das Betriebsregister

–	 Identifikationskennziffern im Rahmen der Verwendung von 
Verwaltungsdaten nach § 93 Absatz 5 und 6 AgrStatG

–	Art der Bewirtschaftung 


